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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung in ihrer Ant- 
wort vom 29. Juli 1976, statt meine Frage zu 
beantworten, welche Bundesländer sich zur 
Aufnahme chilenischer Häftlinge bereiterklärt 
haben, lediglidi mitgeteilt, daß die Verteilung 
im Rahmen einer Absprache zwischen Bund 
und Ländjern erfolge, wonach ich gar nicht ge- 
fragt hatte, und wird die Bundesregierung 
nunmehr meine Frage ordnungsgemäß und 
volLständiig dahin gehend beantworten, wel- 
ches Bundesland welche Flüchtlinge aufge- 
nommen hat bzw. aufnehmen wird? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 8. Oktober 

Von den 26 Häftlingen sind inzwischen zehn Personen freigelas- 
sen worden. Fünf von ihnen konnten bereits in die Bundesrepu- 
blik Deutschland einreisen. Es handelt sich um die Herren Pedro 
Arnoldo Guerrero Rojas, Federico Guillermo Lebrecht Diaz Pinto, 
Antonio Lagos Rodriguez, Mario Octavio Lagos Rodriguez und 
Gerardo Humberto Viliagra Arenas. Die Herren Guerrero, Leb- 
recht und Antonio Lagos wurden vom Land Baden-Württemberg 
aufgenommen. Die Herren Mario Octavio Lagos und Viliagra 
sind in das Land Hessen ausgereist. Eine weitere Person konnte 
nach Dänemark ausreisen. Vier ehemalige Häftlinge sind in 
Chile verblieben. 

Mit Ausnahme des Freistaates Bayern und des Saarlandes haben 
sich alle Bundesländer zur Aufnahme von chilenischen Flücht- 
lingen bereit erklärt. Im Zuge des Rotationsverfahrens ist derzeit 
das Land Baden-Württemberg '' aufnahmebereit für chilenische 
Flüchtlinge. 


2. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die UdSSR alle Deutschen als 
ihre Staatsangehörigen betrachtet, die auf dem 
Territorium geboren sind, das die UdSSR heute 
als ihr Staatsgebiet beansprucht, und darüber- 
hinaus auch deren Nachkommen als sowjeti- 
sche Staatsbürger behandelt, und wenn ja, 
wird die Bundesregierung dagegen Schritte 
unternehmen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 11. Oktober 


Deutsche oder deren Abkömmlinge, die — auch nach sowjeti- 
scher Rechtsauffassung — nie die sowjetische Staatsangehörig- 
keit besaßen, werden nach Kenntnis der Bundesregierung von 
der Sowjetunion nicht als eigene Staatsbürger behandelt, auch 
wenn sie auf dem Territorium geboren sind, über das heute die 
UdSSR Gebietshoheit ausübt. 
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Wegen des Ihrer Anfrage zugrundeliegenden Sachverhalts darf 
ich, um Wiederholungen zu vermeiden, auf die Beantwortung der 
von dem Kollegen Professor Dr. Hans H. Klein während der 
Sommerpause des Deutschen Bundestages im August 1976 ge- 
stellten Fragen 2 und 3 (Drucksache 7/5788) verweisen. Ergän- 
zend hierzu möchte ich hinzufügen, daß es bei uns in der Tat 
eine nicht unbeträchtliche Zahl von Personen gibt, die neben 
ihrer deutschen auch noch die sowjetische Staatsangehörigkeit 
besitzen. Betroffen sind vor allem jene Aussiedler, die in den 
letzten Jahren aus der Sowjetunion zu uns gekommen sind. Von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, handelt es sich hier um Per- 
sonen, die bis heute nicht aus dem sowjetischen Staats verband 
entlassen worden sind. Trifft dies auf beide Elternteile zu, so 
erlangen — nach sowjetischem Recht ■ — - auch nach der Aussied- 
lung geborene Kinder bei der Geburt die sowjetische Staats- 
angehörigkeit. 

Wer als Doppelstaater diese komplizierten Rechtsverhältnisse 
beseitigen will, hat die Möglichkeit, die Entlassung aus der 
sowjetischen Staatsangehörigkeit zu beantragen. 


3. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der SED-Chef Honecker am 
13. September 1976 geäußert hat, „der Aus- 
dehnung Berlins sind keine Grenzen gesetzt", 
und stellt dies den Versuch dar, durch eine 
Neuziehung der Grenze zwischen dem Sowjet- 
sektor von Berlin und der sowjetischen Besat- 
zungszone den Vier-Mächte-Status auch des 
Sowjetsektors aus den Angeln zu heben, wie 
dies die „DDR" bisher vergeblich versucht hat? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 8. Oktober 

Im Neuen Deutschland vom 14. September 1976 ist eine der Frage 
entsprechende Äußerung des SED-Generalsekretärs Honecher 
abgedruckt. Die Äußerung erfolgte allerdings im Zusammenhang 
mit Ausführungen über die Errichtung von Wohnbauten. Dabei 
wurde auch erklärt, man brauche „hier keinen Gebietsaustausch 
vorzunehmen". 

Zum zweiten Teil der Frage wird darauf hingewiesen, daß der 
geographische Bereich, der dem Viermächte-Status unterliegt, 
durch das Londoner Protokoll zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika, Großbritannien und der Sowjetunion vom 12. Sep- 
tember 1944 bestimmt wurde. Er kann nicht durch administrative 
Maßnahmen der DDR verändert werden. Im übrigen sind für den 
Viermächte-Status Berlins nach wie vor ausschließlich die Vier 
Mächte zuständig. 


4. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der sowjetische Generalkon- 
sul in West-Berlin die Stadt verlassen hat, 
ohne den protokollarisch gebotenen Abschieds- 
besuch beim Regierenden Bürgermeister von 
Berlin abzustatten, und welche Auswirkungen 
hat dies auf das Klima der deutsch-sowjeti- 
schen Beziehungen? 
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Antwort des Staatsministers Wisdinewski 
vom 13. Oktober 

Beim Weggang des sowjetischen Generalkonsuls aus Berlin 
(West) ist es in der Tat wegen protokollarischer Schwierigkeiten, 
die in diesem Zusammenhang nicht zum ersten Mal auftraten, 
nicht mehr zu einem Höflichkeitsbesuch von Generalkonsul 
Scharkow beim Regierenden Bürgermeister gekommen. 

Die Bundesregierung hätte einen solchen Höflichkeitsbesuch 
selbstverständlich begrüßt, sieht aber in der Tatsache, daß es 
nicht dazu gekommen ist, und folglich von Seiten des Regieren- 
den Bürgermeisters auch von einer Teilnahme an dem von Herrn 
Scharkow gegebenen Abschiedsempfang Abstand genommen 
wurde, kein neues Element in den deutsch-sowjetischen Be- 
ziehungen. 


5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach wie 
Dr. Hupka vor in Rumänien an vielen Orten noch nicht 

(CDU/CSU) einmal Antragsformulare für die Aussiedlung 

zur Verfügung stehen, und was hat die Bun- 
desregierimg unter Berufung auf die KSZE- 
Schlußakte von Helsinki und entsprechend 
ihrer eigenen Erklärung vom 11. März 1976 
im Deutschen Bundestag unternommen, damit 
überhaupt erst einmal ein Antrag auf Aus- 
siedlung gestellt werden kann? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 13. Oktober 

Ich nehme Bezug auf die Antwort der Bundesregierung auf eine 
entsprechende von Ihnen gestellte Frage vom 6. Mai 1976. 

Gegenüber dem dort dargelegten Sachverhalt haben sich inzwi- 
schen noch keine wesentlichen Veränderungen ergeben. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten weiter 
darauf hinwirken, daß den Anliegen der Betroffenen im Einklang 
mit den Beschlüssen von Helsinki Rechnung getragen wird. 


6. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDÜ/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, im Sinne des 
in der „Welt" veröffentlichten „Schnur-Briefs" 
zu iden letzten deutsch-polnischen Abkommen 
die Finanzkreditrate von 330 Millionen DM 
am 15. November 1976 an Polen nur dann zu 
überweisen, wenn vorher alle bisherigen In- 
terventionen der deutschen Botschaft in War- 
schau für deutsche Staatsangehörige, die 
zwecks ihrer Ausreise im Sinne der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 
7. Juli 1975 und der darin verfassungsmäßig 
verankerten Pflicht zum diplomatisch-konsula- 
rischen Schutz unternommen worden, beant- 
wortet bzw. positiv erledigt sind? 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 13. Oktober 

Im Finanzkreditabkommen mit der Volksrepublik Polen vom 
9. Oktober 1975 ist die Auszahlung der zweiten Rate des Kredits 
in Höhe von 330 Mio DM bis spätestens 15. November 1976 vor- 
gesehen (Artikel 2). 

Die polnische Regierung hat die ihr obliegende Verpflichtung, 
gleichmäßig die erforderlichen Ausreisegenehmigungen zu er- 
teilen, bisher erfüllt. Ausreiseanträge solcher Personen, für die 
im polnischen Außenministerium interveniert worden ist, sind 
dabei vorrangig erledigt worden. Die Einführung einer neuen 
Bedingung — Beantwortung bzw. positive Erledigung aller bis- 
herigen Interventionen der Deutschen Botschaft — würde den 
deutsch-polnischen Beziehungen und damit der Ausreise von 
Deutschen aus Polen nicht dienlich sein. Ebenso wie die Bundes- 
regierung von der polnischen Seite die volle Einhaltung der Ver- 
pflichtung aus den Vereinbarungen vom 9. Oktober 1975 erwar- 
tet, ist sie entschlossen, ihrerseits ihre Verpflichtungen einzu- 
halten. 


7. Abgeordneter 
Dr, Czaja 
(CDU/CSU) 


Wie lauteten die Vorschläge dier polnischen 
Regierung anläßlich des Besuchs des polni- 
schen kommunistischen Generalsekretärs Gie- 
rek in Bonn zum Abbau des katastrophalen 
polnischen Handelsbilanzdefizits und der Ver- 
schuldung gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland sowie zur Steigerung der polni- 
schen Einfuhren bei Fortsetzung der Wachs- 
tumsdynamik der deutschen Ausfuhren, auf 
die Außenminister Olschowski in einer Rede 
vom 24. Juni 1976 im polnischen Sejm hinge- 
gewiesen hat? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 18. Oktober 

Auch die Bundesregierung ist der Ansicht, daß der hohe deutsche 
Aktivsaldo im Handel zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der VR Polen eine Erschwernis für eine weitere dynamische 
Expansion des beiderseitigen Warenaustausches bildet. Das Un- 
gleichgewicht im Warenverkehr war daher auch Gegenstand der 
Gespräche, die der Bundeskanzler und der Bundesminister des 
Auswärtigen mit dem polnischen Parteisekretär Gierek anläßlich 
dessen Besuchs in Bonn im Juni d. J. geführt haben, übereinstim- 
mend hielten beide Seiten es für erforderlich, die Handelsbilanz 
zwischen beiden Ländern unter Aufrechterhaltung des hohen 
Niveaus des Handelsvolumens, d. h. nicht durch eine Drosselung 
der deutschen Exporte, wieder ausgeglichener zu gestalten. Die- 
ses Ziel soll nach Ansicht beider Seiten insbesondere durch eine 
weitere Steigerung der polnischen Ausfuhren in die Bundes- 
republik Deutschland, die Ausschöpfung bisher noch nicht ge- 
nutzter Möglichkeiten der industriellen Unternehmenskoopera- 
tion und eine verstärkte Zusammenarbeit auf Drittmärkten er- 
reicht werden. 


Die Entwicklung des deutsch-polnischen Handels in den ersten 
acht Monaten 1976 zeigt an, daß man diesem Ziel bereits in die- 
sem Jahr näherkommen wird. Die deutschen Einfuhren aus der 
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VR Polen haben sich in den ersten acht Monaten dieses Jahres 
gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres um 31,7 v. H. 
erhöht, während die deutschen Ausfuhren nach der VR Polen nur 
um 10,9 V. H. anstiegen. Die stetige Zunahme des polnischen 
Handelsbilanzdefizits gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
in den vergangenen Jahren ist durch diese Entwicklung gebremst 
worden; das Defizit hat sich um 60 Mio DM gegenüber dem Ver- 
gleichszeitraum des Vorjahres verringert. 

Auch die seit dem Besuch des polnischen Parteisekretärs Gierek 
auf Unternehmensebene mit der polnischen Seite abgeschlosse- 
nen Großprojekte, so das Kohle/Chemie- und das Kupferprojekt, 
werden in den kommenden Jahren zu einer weiteren Steigerung 
der polnischen Ausfuhren in die Bundesrepublik Deutschland und 
damit zu einer ausgeglicheneren Handelsbilanz beitragen. 


8. Abgeordneter Wird wegen der tatsächlichen Lage im mehr- 
Dr. Czaja fach geteilten Deutschland und wegen unserer 

(CDU/CSU) Nachbarschaft zu unterdrückten Völkern recht- 

zeitig unter Teilnahmie der an der Durchset- 
zung von Menschenrechten interessierten 
Gruppen und des Parlaments eine Dokumen- 
tation darüber erstellt und in den Erfahrungs- 
austausch der Europäischen Gemeinschaft ein- 
gebracht werden, in welchen zahlreichen Punk- 
ten die feierlichen Erklärungen und Beschlüsse 
von Korb III der KSZE-Schlußakte nicht Wirk- 
lichkeit wurden, humanitäre Erleichterungen 
fehlen und Menschenwürde, Meinungs- und 
Religionsfreiheit sowie nationale Rechte ver- 
stärkt verletzt werden, oder sollen diese Tat- 
bestände mit dem Hinweis auf in ihrer Trag- 
weite beschränkte „positive Ansätze", wie in 
Drucksache 7/5580, Seite 4 ff., beantwortet bzw. 
wie bei der Diskussion im BBC am 8. Juli 1976 
größtenteils ausgeklammert werden? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 11, Oktober 

Die Bundesregierung registriert sorgfältig sämtliche positiven 
und negativen Aspekte der Verwirklichung der Schlußakte von 
Helsinki, insbesondere auch der Durchführung der Beschlüsse des 
sogenannten Korbes III. Sie erhält darüber zahlreiche Informa- 
tionen von nichtstaatlichen Organisationen und Einzelpersonen. 
Auf Gebieten, auf denen ihr solche Informationen nicht spontan 
zugeleitet werden, ersucht sie selber die nichtstaatlichen Organi- 
sationen um Unterrichtung. 

Diese Informationen werden laufend in den Erfahrungsaustausch 
der Konsultationsgremien der europäischen politischen Zusam- 
menarbeit und der NATO eingebracht. Bei diesem Erfahrungs- 
austausch zeichnet sich unter unseren Partnern der Europäischen 
Gemeinschaft und des Nordatlantischen Bündnisses volle Über- 
einstimmung in der Bewertung des Standes der Verwirklichung 
der Schlußakte ab. 
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hat (Drucksache 7/5586), aufrecht. Sie hat darüber hinaus die fort- 
bestehenden Schwierigkeiten bei der Verwirklichung der Schluß- 
akte in den Antworten auf zahlreiche Anfragen im Bundestag 
erläutert. 

Die vom BBC veranstaltete Diskussionsrunde anläßlich des Jah- 
restages der Unterzeichnung der Schlußakte von Helsinki stand 
auf hohem Niveau. Die Bundesregierung hält es nicht t.,r ihre 
Aufgabe, die Meinungsäußerungen der Teilnehmer, darunter des 
Generalsekretärs der NATO und des Stadtsministers im Foreign 
Office sowie prominenter westlicher und östlicher Wissenschaft- 
ler und Publizisten, im einzelnen zu kommentieren. 


9. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß jetzt auch in der Tschechoslo- 
wakei Kritik an den politischen Verhältnissen 
mit Verurteilungen zu „psychiatrischer Be- 
handlung" geahndet wird, und zu welchen 
Überlegungen der Bundesregierung gibt — be- 
jahendenfalls — dies Anlaß im Hinblick auf 
die vertraglichen Bindungen und Vereinbarun- 
gen, die die Staaten des Warschauer Pakts 
hingichtlich der Gewährung der Menschen- 
rechte eingegangen sind? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 13. Oktober 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, che der 
Ihrer Frage dargestellten Sachverhalt bestätigen. 

Zur generellen Haltung der Bundesregierung in der Frage der 
Menschenrechte verweise ich auf die Antwort der Bundesregie- 
rung auf eine entsprechende Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Spranger in der Fragestunde vom 1. April 1976 (abgedruckt 
im Stenographischen Bericht über die 233. Sitzung, S. 16 293). 


10. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Sekretariate der Vereinten 
Nationen nach Auffassung der zuständigen 
Personalvertretung ihre Aufgaben mit einem 
um 25 Vo geringeren Personalbestand bewälti- 
gen können, und was hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — unternommen, um dafür 
zu sorgen, daß die deutschen Aufwendungen 
für die Vereinten Nationen durch unumgäng- 
lich notwendige Aktivitäten bestimmt werden? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 13. Oktober 

Bei der Anfrage der genannten Personalvertretung handelt es 
sich offenbar um die „Staff Union" der Bediensteten des Euro- 
päischen Büros der Vereinten Nationen in Genf. Während des 
Streiks der Angehörigen des allgemeinen Dienstes (Büro- und 
technisches Personal — zum großen Teil Ortskräfte) des Genfer 
VN-Büros in der Zeit vom 25. Februar bis 3. März 1976 wurde 
von seiten dieser Personalvertretung behauptet, die vom Genfer 
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VN-Büro zu bewältigenden Aufgaben seien audi mit einem ge- 
ringeren Personalbestand — namentlich im höheren Dienst — zu 
bewältigen. Diese Erklärung muß im Zusammenhang mit dem 
Streik und als Reaktion auf den Widerstand der Hauptbeitrags- 
zahler der VN gegen die überhöhten Gehaltsforderungen des 
allgemeinen Dienstes in Genf gesehen werden. Die „Staff Union“ 
hat ihre Behauptung nicht näher begründet und nach Beendigung 
des Streiks in dieser Form auch nicht wiederholt. In einem „offe- 
nen Brief" an die VN-Mitgliedstaaten vom 20. März 1976 hat sie 
es lediglich als nützlich bezeichnet, die Möglichkeit einer Redu- 
zierung der Ausweitung höherer Dienstposten zu prüfen. Dies 
geschieht aber ohnehin gerade auf Veranlassung der Hauptbei- 
tragszahler bei den Haushaltsberatungen in zuständigen VN- 
Gremien. 

Im übrigen setzt sich die Bundesregierung — ebenso wie andere 
westliche Hauptbeitragszahler — nachdrücklich dafür ein, daß 
die Frage der Besoldung des allgemeinen Dienstes im VN- 
Bereich auf der gegenwärtig tagenden 31. VN-Generalversamm- 
lung grundsätzlich erörtert wird. Wir streben eine allgemeine 
Regelung für die Festsetzung dieser VN-Gehälter an, um über- 
höhten und ungerechtfertigten Gehaltsforderungen künftig vor- 
zubeugen. 

Die grundsätzliche Haltung der Bundesregierung im Haushalts- 
und Verwaltungsbereich der VN ist gekennzeichnet durch ener- 
gisches Hinwirken auf eine sparsame und wirtschaftliche Haus- 
haltsführung. Hierzu gehört auch die Einsparung von Personal. 
Allerdings muß die Bundesregierung hierbei aber auch das Ziel 
im Auge behalten, die deutsche personelle Unterbesetzung im 
VN-Bereich in angemessener Frist abzubauen (vgl. Drucksache 
7/4977 vom 6. April 1976). 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordneter 
Zoglmann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die „DDR "-Grenz Wächter die 
Gespräche von Touristen, die die Zonengrenze 
besichtigen, über Richtmikrofone auf Tonbän- 
dern festhalten, und was hat die Bundesregie- 
rung — bejahendenfalls — zur Abstellung 
dieser rechtswidrigen Eingriffe in die Privat- 
sphäre unternommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 12. Oktober 

Dem Bundesgrenzschutz liegen Hinweise darauf vor, daß die 
DDR-Grenztruppe an der Grenze zur Bundesrepublik Deutschland 
Richtmikrophone verwendet. Diese Geräte, die mit Tonband- 
geräten gekoppelt sind, ermöglichen vom Gebiet der DDR aus 
das Mithören und die Aufnahme von Gesprächen, die in Grenz- 
nähe auf Bundesgebiet geführt werden. 

Diese Praxis ist im Grenzgebiet bekannt. Darüber hinaus weisen 
die Grenzsicherungsorgane der Bundesrepublik Deutschland Be- 
sucher der Grenze zur DDR an den Punkten, an denen sich solche 
Geräte befinden, auf deren Existenz hin. 
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Eine Möglichkeit, die DDR zum Verzicht auf diese Abhörpraxis 
zu bewegen, hat sich für die Bundesregierung bisher nicht er- 
geben. Die Bundesregierung hofft, daß bei einer fortschreitenden 
Normalisierung des Verhältnisses der beiden deutschen Staaten 
zueinander derartige Praktiken aufhören werden. 


12. Abgeordneter Welche Haltung beabsichtigt die Bundesregie- 
Dr. Waigel rung in dem verfassungsgerichtlichen Verfah- 

(CDU/CSU) ren der Stadt Memmingen gegen das Gesetz 

zum Schutz gegen Fluglärm einzunehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 12. Oktober 

Die Stadt Memmingen und drei angrenzende Gemeinden iiaben 
gegen die auf Grund des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm 
vom 30. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 282) erlassene Verord- 
nung über die Festsetzung des Lärmschutzbereichs für den mili- 
tärischen Flugplatz Memmingen vom 23. Juni 1975 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1490) Verfassungsbeschwerde erhoben. 

Der Bundesminister des Innern beabsichtigt, nach Abstimmung 
mit den beteiligten Ressorts namens der Bundesregierung gegen- 
über dem Bundesverfassungsgericht eine Stellungnahme des In- 
halts abzugeben, daß das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm ver- 
fassungsmäßig ist. 


13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Verordnung 
Dr. Waigel über die Festsetzung des Lärmschutzbereichs 

(CDU/CSU) für den militärischen Flugplatz Leipheim auf- 

heben oder verändern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 12. Oktober 

Der Lärmschutzbereich für den militärischen Flugplatz Leipheim 
ist durch Verordnung vom 29. Juli 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1614) 
festgesetzt worden. Nach § 4 Abs. 2 des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm darf der Lärmschutzbereich nur dann neu fest- 
gesetzt werden, wenn „eine Änderung in der Anlage oder im 
Betrieb des Flugplatzes zu einer wesentlichen Veränderung der 
Lärmbelästigung in der Umgebung des Flugplatzes führen wird". 
Der Bundesminister der Verteidigung hat eine Prüfung einge- 
leitet, ob diese gesetzlichen Voraussetzungen für eine Neufest- 
setzung des Lärmschutzbereiches für den NATO-Flugplatz Leip- 
heim erfüllt sind. Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


14. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die zunehmenden Diebstähle 
in Zügen der Deutschen Bundesbahn auf das 
Treiben organisierter Banden — darunter auch 
jugcrslawischer -— zurückzuführen sind, deren 
Bekämpfung dadurch behindert wird, daß er- 
griffene Bandenmitglieder auf Grund des gel- 
tenden Untersuchungshaftrechts wegen Nach- 
weises eines festen Wohnsitzes sofort wieder 
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freigelassen werden und ihr Treiben binnen 
drei Tagen bereits wieder fortsetzen, und wird 
die Bundesregierung für eine rechtliche Ge- 
staltung der Untersuchungshaft eintreten, die 
dem Gedanken des Schutzes der Allgemeinheit 
endlich das nötige Gewicht gibt, sowie dafür, 
daß kriminelle Ausländer unverzüglich aus- 
gewiesen und abgeschoben werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 13. Oktober 


Der Bundesregierung ist nichts darüber bekannt, daß in Zügen 
der Bundesbahn Diebstähle zunehmend auf das Treiben organi- 
sierter Banden — u. a. auch jugoslawischer Banden — zurück- 
zuführen sind. Soweit Feststellungen getroffen werden konnten, 
ist auch ein generelles Ansteigen der Diebstahlskriminalität bei 
der Bundesbahn nicht zu beobachten. Dem steht nicht entgegen, 
daß besonders in der Ferienzeit und hier vor allem im süddeut- 
schen Raum Diebstähle bei der Bundesbahn zunehmen. Dabei 
handelt es sich allerdings um eine jährlich wiederkehrende Er- 
scheinung. 

Erkenntnisse darüber, daß die Verfolgung dieser Straftaten durch 
das geltende Haftrecht, insbesondere wegen mangelnder Schärfe 
des Haftgrundes der Fluchtgefahr, erschwert wird, liegen nicht 
vor. 

Der Haftgrund der Fluchtgefahr ist zuletzt durch das Gesetz zur 
Änderung der Strafprozeßordnung vom 7. August 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1361) geändert worden. Anlaß hierfür war, daß in 
der Praxis einem festen Wohnsitz eines Beschuldigten bei der 
Haftentsdieidung zuweilen eine zu große Bedeutung beigemes- 
sen wurde. Dieser Sachlage ist dadurch Rechnung getragen wor- 
den, daß bei dem Haftgrund der Fluchtgefahr deutlich gemacht 
wurde, daß den Verhältnissen des Beschuldigten, auf die das 
Gesetz vor dem 7. August 1972 entscheidend abstellte, zwar eine 
große, nicht aber eine ausschlaggebende Bedeutung zukommt; 
die Verhältnisse des Beschuldigten, wie fester Wohnsitz, fester 
Arbeitsplatz usw., können neben anderen Umständen nur ein 
Orientierungspunkt bei der Haftentscheidung sein. 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, hat sich die neue Ge- 
setzesbestimmung in der Praxis bewährt. 

Schließlich ist durch das Gesetz vom 7. August 1972 — was ich 
ergänzend hinzufüge — der Haftgrund der Wiederholungsgefahr 
auf die besonders schweren Fälle des Diebstahls, zu denen auch 
der gewerbsmäßige Diebstahl zählt, erstreckt worden. Mitglieder 
organisierter Diebesbanden, die gewerbsmäßig Diebstähle be- 
gehen, können grundsätzlich auch dann, wenn im Einzelfall keine 
Fluchtgefahr nachweisbar ist, unter den im Gesetz aufgeführten 
Voraussetzungen (§ 112 a StPO) in Haft genommen werden, 
wenn die Gefahr besteht, daß sie vor ihrer rechtskräftigen Ab- 
urteilung weitere erhebliche Straftaten gleicher Art begehen 
werden. 

Eine Verschärfung dieser Vorschriften — dies gilt auch für das 
Ausländergesetz — ist nicht beabsichtigt. 
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15. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung einen sogenannten 
Fludithilfevertrag grundsätzlich für ein nicht 
gegen ein gesetzliches Verbot und nicht gegen 
die guten Sitten verstoßendes Rechtsgeschäft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 13. Oktober 


Die von Ihnen gestellten Rechtsfragen sind bereits Gegenstand 
zweier gerichtlicher Entscheidungen gewesen, nämlich der Ent- 
scheidung des Kammergerichts vom 24. April 1975 — 20 U 96/75 
— und vom 19. September 1975 — 18 U 1359/75 — (das Urteil 
vom 19. September 1975 ist veröffentlicht in Neue Juristische 
Wochenschrift 1976 S. 197 ff.). 

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfragen hat das 
Kammergericht in beiden Entscheidungen die Revision zugelas- 
sen. In beiden Fällen ist auch Revision eingelegt worden; die Ent- 
scheidungen des Bundesgerichtshofes darüber stehen aber noch 
aus. Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich in diesem Stadium 
der noch schwebenden gerichtlichen Verfahren, in denen die von 
Ihnen gestellten Fragen höchstrichterlich zu entscheiden sind, 
von einer Stellungnahme zu den Rechtsfragen absehe. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


Wie groß ist die Zahl der Firmen, die arabi- 
schen Boykottforderungen wegen ihrer Wirt- 
schaftsbeziehungen zu Israel ausgesetzt sind, 
und die Zahl der Firmen, die sie befolgen, und 
wie ist das Verhältnis der Lieferungen nach 
Israel, die in Befolgung des Boykotts unter- 
bleiben im Verhältnis zu den dadurch ver- 
meintlich erhaltenen Lieferungen in arabische 
Länder und im Verhältnis zu entgangenen 
Aufträgen wegen Zurückweisung der Boykott- 
aufforderungen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 14. Oktober 


Der Bundesregierung liegen keine genauen Angaben über die 
Zahl der Firmen vor, die arabischen Boykottaufforderungen aus- 
gesetzt sind. Lediglich inoffiziell ist bekannt geworden, daß die 
sogenannte Schwarze Liste des Boykottbüros etwa zweihundert 
deutsche Firmen umfaßt. Noch weniger gibt es Angaben darüber, 
in welchem Umfang Lieferungen nach Israel wegen der Boykott- 
drohungen unterblieben sind, bzw. welche Aufträge aus arabi- 
schen Ländern wegen Befolgung oder Nichtbefolgung des Boy- 
kotts zusätzlich eingegangen oder verlorengegangen sind. 


11 



Driroksache 7/5878 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


17. Abgeordneter 
Zoglmann 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung entsprechend den 
Bestrebungen im amerikanischen Kongreß dar- 
auf hinmrken, daß die Befolgung derartiger 
Boykottdrohungen verboten wird, bzw. wird 
sie sich um ein abgestimmtes Verhalten der 
Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft und 
der OECD in diesem Sinne bemühen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 14. Oktober 

Die Bundesregierung hat an ihrer Verurteilung des Boykotts als 
einer politischen Kampfmaßnahme nie einen Zweifel gelassen. 
Sie hat diese eindeutige Haltung, die sie gegenüber arabischen 
Partnern bereits mehrfach deutlich gemacht hat, eingenommen, 
weil die Androhung und Verhängung von Boykotten gegen das 
Ziel des friedlichen Zusammenlebens der Völker verstößt. Da- 
neben beeinträchtigen Boykottdrohungen auch die internatio- 
nalen Wirtschaftsbeziehungen. Boykottaufforderungen und ihre 
Befolgung versprechen nach Auffassung der Bundesregierung 
auch keinen dauerhaften Vorteil. Schließlich hat sich die Bundes- 
regierung wiederholt um Abhilfe in Einzelfällen bemüht, wenn 
Geschäftsverbindungen deutscher Unternehmen mit Israel durch 
arabische Boykottmaßnahmen bedroht wurden. 

Wenn also die Bundesregierung es nicht für richtig hält, Boykott- 
drohungen nachzugeben, so hält sie die Einführung von Ver- 
boten, dies zu tun, für rechtlich problematisch und wenig ge- 
eignet. Die sich andeutende flexiblere Handhabung des Boykotts 
in einigen arabischen Ländern und die Möglichkeit, in Einzel- 
fällen auf diplomatischem Wege Abhilfe zu schaffen, würden da- 
durch erschwert. Die Bundesregierung ist — wie bisher schon — 
jederzeit bereit, an internationalen Erörterungen dieses Themas 
teilzunehmen. 


18. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Memo- 
Schmidhuber randum von fünf Ölkonzernen — darunter der 
(CDU/CSU) bundeseigenen VEBA — an die Kommission 

der Europäischen Gemeinschaft unter wettbe- 
werbsrechtlichen und -politischen Gesichts- 
punkten, und was hat sie daraufhin unternom- 
men bzw. wird sie in Zukunft tun? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 14. Oktober 

Fünf nationale Mineralölgesellschaften haben in ihrem Memo- 
randum gegenüber der EG-Kommission eine Reihe von Vorschlä- 
gen zur Diskussion gestellt, die darauf abzielen, im Rahmen einer 
europäischen Lösung die Marktbedingungen im Mineralölbereich 
unter besonderer Berücksichtigung der Rolle der Gesellschaften 
mit Sitz in der Gemeinschaft zu verändern. 

Nach Auffassung der Bundesregierung haben die Erfahrungen 
der letzten Jahre sehr deutlich die Vorteile einer weltoffenen, 
wettbewerbsorientierten Energiepolitik gezeigt. Auch die EG- 
Kommission hat in ihrem „Bericht über das Verhalten der Öl- 
gesellschaften in der Gemeinschaft während der Periode Oktober 
1973 bis März 1974" wiederholt betont, daß die Bundesrepublik 
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mit ihrer Entscheidung für den Wettbewerb im Mineralölbereich 
insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt der Versorgungs- 
sicherheit sehr gut gefahren sei. 

Vor diesem Hintergrund begegnet eine Reihe von Vorschlägen 
in dem Memorandum der fünf nationalen Mineralölgesellschaften 
erheblichen Bedenken. So stehen insbesondere die vorgeschla- 
gene Pflicht zur Veröffentlichung und Einhaltung von Listen- 
;:reisen, die Aufstellung eines Gesamtprograrams für Raffinerie- 
neubauten und -Stillegungen, behördliche Begrenzungen der Zahl 
der Vertriebsstellen und Werbeverbote für Mineralölprodukte 
im Widerspruch zu Grundsätzen, die die Wirtschafts- und Ener- 
giepolitik der Bundesregierung bestimmen. Diese Vorschläge 
würden den Wettbewerb im Mineralölbereich, dessen relative 
Funktionsfähigkeit die Monopolkommission noch soeben in 
ihrem Zweijahresgutachten positiv erwähnt hat, erheblich be- 
schränken. 

Die Bundesregierung hat ihre Einwände gegen wesentliche Teile 
des Memorandums bereits in Brüssel geltend gemacht. Sie wird 
sich auch bei zukünftigen Erörterungen von den dargelegten 
energie- und wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten leiten 
lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


19. Abgeordneter Mit welcher Begründung hält die Bundesregie- 
Kiecble rung die unterschiedliche rechtliche Behand- 

(CDU/CSU) lung nachgemachter Lebensmittel in § 17 Abs. 1 

Nr. 2 a des neuen Lebensmittelgesetzes und in 
§ 36 Abs. 1 des Milchgesetzes für vertretbar, 
und wann wird sie, falls dies nicht der Fall 
sein sollte, daraus welche Schlußfolgerungen 
ziehen? 

Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 9. November 

Die unterschiedliche rechtliche Behandlung nachgemachter Le- 
bensmittel in § 17 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Lebensmittel- 
und Bedarfsgegenständegesetzes und in § 36 Abs. 1 des Milch- 
gesetzes resultiert aus der unterschiedlichen Zielsetzung der ge- 
nannten Normen. 

§ 17 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetzes (früher § 4 Nr. 2 des Lebensmittelgesetzes 
von 1936) dient dem Schutz des Verbrauchers vor Täuschung und 
Übervorteilung durch nachgemachte Lebensmittel, die ohne aus- 
reichende Kenntlichmachung in den Verkehr gebracht werden. 
Demgegenüber verfolgt § 36 Abs. 1 des Milchgesetzes noch wei- 
tere Ziele. Aus der Vielfältigkeit der Zielsetzungen ergibt sich 
die Bedeutung und Notwendigkeit dieser Schutzvorschrift. 

Zu den von § 36 Milchgesetz verfolgten Zwecken ist im einzelnen 
folgendes auszuführen: 

a) Die Vorschrift verfolgt zum einen das wirtschaftsförderndc 
Ziel, den milcherzeugenden Landwirten ein ausreichendes 
Einkommen zu gewährleisten. Denn das Absichern von Milch 
und Milcherzeugnissen gegen das Herstellen und Inverkehr- 
bringen von Ersatz- oder Imitationserzeugnissen vermag dazu 
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beizutragen, daß die Landwirte alle Anlieferungsmilch zu 
angemessenen Erzeugerpreisen absetzen können. Zwar er- 
folgt eine indirekte Einkommenssicherung der Milcherzeuger 
heute über die EG-Interventionsregelung für Butter (= Milch- 
fett) und Magermilchpulver {= Milcheiweiß), so daß man 
folgern könnte, daß es einer weiteren Abschirmung des Mark- 
tes der Erzeuger wegen eigentlich nicht mehr bedürfe. Jedoch 
ist zu berücksichtigen, daß der Fortfall des § 36 Milchgesetz 
wegen der unterschiedlichen Preissituation zu einem verstärk- 
ten Absatz von Ersatz- und Imitationserzeugnissen bei ent- 
sprechender Verdrängung von Milch und Milcherzeugnissen 
führen würde. Die Folge wäre ein verstärktes Anwachsen der 
Interventionsbestände, was die Gefahr mit sich bringen 
würde, daß das Interventionssystem finanzpolitisch nicht 
mehr vertretbar sein würde und daher zumindest nicht mehr 
in vollem Umfang aufrechterhalten werden könnte. Es liegt 
daher aus Gründen der zukünftigen Einkommenssicherung im 
Interesse der Milcherzeuger, daß Milch und Milcherzeugnisse 
nicht vom Markt verdrängt werden. Folglich kann festgestellt 
werden, daß § 36 MilchG mit zur Erreichung eines der in Arti- 
kel 39 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag) festgelegten Ziele der 
gemeinsamen Agrarpolitik, nämlich der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, beiträgt. 

b) Daneben kommt dem § 36 MilchG auch eine marktlenkende 
Funktion zu. Denn dadurch, daß Ersatz- und Imitationserzeug- 
nisse vom Markt ferngehalten werden und damit insbeson- 
dere der Austausch von Milchfett durch preisgünstigeres 
Pflanzenfett verhindert wird, kommen EWG-eigene Rohstoffe 
zur Verarbeitung mit der Folge, daß die Milchüberschüsse 
nicht noch weiter anwachsen. Gerade aus der unter Buch- 
staben a angeführten Interventionsregelung ergibt sich für 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft sowie für die Mit- 
gliedstaaten verstärkt die Notwendigkeit, geeignete Maßnah- 
men zur Sicherung des Milchabsatzes zu erhalten oder neu 
einzuführen. 

c) Auch dient § 36 MilchG der Erhaltung und Förderung der 
Qualität von Milch und Milcherzeugnissen. Denn die Milch- 
wirtschaft hat in der Aufgabe und dem Bestreben, qualitativ 
hochwertige Produkte herzustellen, hohe Anforderungen zu 
erfüllen, die im allgemeinen erhöhte Kosten verursachen. Die 
strengen Anforderungen an die Gewinnung, Herstellung und 
Behandlung, die im Interesse der Qualitätserhaltung und 
-förderung liegen, wären aber wohl kaum noch vertretbar, 
wenn Milch und Milcherzeugnisse verstärkt im Wettbewerb 
mit Ersatz- und Imitationserzeugnissen stehen müßten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter 

Baier 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit ge- 
setzlicher Änderungen, wonach es einem An- 
gestellten auch ohne Erlaubnis des Betriebsrats 
möglich sein kann, Arbeit mit nach Hause 
nehmen zu dürfen, wenn dies freiwillig und 
mit Wissen der Geschäftsleitung geschieht 
(siehe Urteil der 13. Kammer des Hamburger 
Arbeitsgerichts — AZ: BV 15/76)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 12. Oktober 

Die von Ihnen angeführte Entscheidung des Arbeitsgerichts Ham- 
burg liegt der Bundesregierung inzwischen vor. In diesem Ver- 
fahren ging es im wesentlichen um die Frage, ob nach dem 
Betriebsverfassungsrecht die Einigungsstelle für die „Frage der 
Mitnahme von Arbeitsunterlagen nach Hause" angerufen werden 
kann. Das Gericht hat diese Frage unter Hinweis auf die Mit- 
bestimmungsrechte des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 1, 2 
und 3 bejaht. In welchem Sinne die Einigungsstelle diese Frage 
regelt, nämlich ob ein generelles Verbot der Mitnahme von Ar- 
beitsunterlagen ausgesprochen wird, hat das Gericht nicht ent- 
schieden. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß die hier genannten 
Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates nach der herrschenden 
Meinung in der arbeitsrechtlichen Literatur und Rechtsprechung 
einen kollektiven Tatbestand voraussetzen. Wenn die Gerichte 
für Arbeitssachen einen solchen Tatbestand annehmen und ihn 
folglich als mitbestimmungspflichtig werten, besteht für die Bun- 
desregierung — im Hinblick auf die sonst bestehende Möglich- 
keit einer Umgehung der gesetzlichen Mitbestimmungsrechte des 
Betriebsrates — keine Veranlassung für gesetzgeberische Maß- 
nahmen. 


21. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
„Arbeitgeber-Instituts der Deutschen Wirt- 
schaft" , daß ein einklangbares Recht auf Arbeit 
mit den Grundprinzipien der sozialen Markt- 
wirtschaft nicht vereinbar ist, oder anders aus- 
gedrückt, daß in der sogenannten sozialen 
Marktwirtschaft eben nicht jeder Arbeitnehmer 
ein Recht auf Arbeit besitzen kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. Oktober 

Das Recht auf Arbeit kann sehr verschiedene Dimensionen 
haben. Es ist Gegenstand einer weitläufigen öffentlichen Diskus- 
sion, unter welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang 
ein solches Recht bestehen kann. So hat sich die Bundesrepublik 
Deutschland z. B. in der Europäischen Sozialcharta verpflichtet, 
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, um eine wirksame Aus- 
übung des Rechts auf Arbeit zu gewährleisten. Nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz sind die Maßnahmen nach diesem Gesetz im 
Rahmen der Sozial- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung 
u. a. darauf zu richten, daß ein hoher Beschäftigungsstand erzielt 
und aufrechterhalten und die Beschäftigungsstruktur ständig ver- 
bessert wird. Ähnliche gesetzliche Verpflichtungen sind im Stabi- 
litätsgesetz und in Artikel 104 des EWG- Vertrags enthalten. In 
diesem Sinne ist die Bundesregierung bemüht, das Recht auf 
Arbeit zu verwirklichen. Dementsprechend sieht es die Bundes- 
regierung als ihre vorrangige Aufgabe an, die Vollbeschäftigung 
herzustellen und aufrecht zu halten. Seit Herbst 1973 ist sie 
neben den laufenden Maßnahmen vor allem durch ihre Pro- 
gramme vom Dezember 1974, August 1975 und Januar 1976 der 
Verwirklichung dieses Zieles in einem erfreulichen Maße näher 
gerückt. 
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22. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Welche Erfahrungen sind in den letzten Jah- 
ren mit den Ergebnissen der verlängerten 
Samstagsöffnungszeiten im Einzelhandel ge- 
macht worden? 


23, Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die verlängerten Samstags- 
Öffnungszeiten in den Sommermonaten von 
den Verbrauchern kaum genutzt werden, und 
Aufwand und Arbeitszeit einerseits und Um- 
satz andererseits in keinem angemessenen 
Verhältnis zueinander stehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. Oktober 

über die Ergebnisse der verlängerten Samstagsöffnungszeiten im 
Einzelhandel liegen bislang keine repräsentativen Daten vor. 
Informationen hierüber stehen nur aus innerbetrieblichen Auf- 
zeichnungen und Trendmeldungen zur Verfügung. Danach wer- 
den vom Einzelhandel die verlängerten Samstagsöffnungszeiten 
im allgemeinen positiv beurteilt, wobei sich allerdings von 
Branche zu Branche und zwischen den Standorten erhebliche 
Unterschiede zeigen. Vor allem bei Gütern des langfristigen Be- 
darfs spielt diese zusätzliche Einkaufszeit eine nicht unerhebliche 
Rolle. Der Einzelhandel in den Geschäftszentren profitiert von 
den verlängerten Samstagsöffnungszeiten stärker als die Läden 
in der Stadtrandlage und in ländlichen Gebieten. Im Bewußtsein 
der Verbraucher hat sich der „lange Samstag'' inzwischen voll 
durchgesetzt. 

Was Ihre zweite Frage betrifft, so war bei verlängerten Sams- 
tagsöffnungszeiten, die in die Sommermonate fallen, immer ein 
etwas abgeschwächter Umsatzverlauf zu beobachten. Diese Ten- 
denz wird dadurch verstärkt, daß die Bundesbürger in den Som- 
mermonaten ihren Urlaub zu einem erheblichen Anteil im Aus- 
land verbringen. Die dadurch entstehenden Umsatzausfälle wer- 
den durch Einkäufe ausländischer Touristen nur teilweise kom- 
pensiert. 

Auch hochsommerliches Wetter an Wochenenden führt zu Um- 
satzeinbußen im Einzelhandel. Allerdings sind diese Tendenzen 
in der Umsatzentwicklung der übrigen Wochentage ebenfalls zu 
erkennen. Jedoch gibt es auch außerhalb der Sommermonate ver- 
längerte Samstagsöffnungszeiten mit schwachem Geschäftsver- 
lauf. 

Mit Rücksicht auf die Gewöhnung des Verbrauchers an den „lan- 
gen Samstag" wäre es nicht zweckmäßig, daß der Einzelhandel 
nur dann von der Möglichkeit der verlängerten Samstagsöff- 
nungszeiten Gebrauch macht, wenn ein zufriedenstellendes Um- 
satzergebnis zu erwarten wäre. Das geltende Ladenschlußgesetz 
erlaubt zwar die Schließung der Geschäfte; eine Absprache wäre 
allerdings kartellwidrig. 


24. Abgeordneter 

Vogel 

(Ennepetal) 

(CDU/CSU) 


Treffen die Meldungen im „Handelsblatt" vom 
27. September 1976 zu, wonach infolge schlech- 
ter Auftragslage u. a, bei der Neunkircher 
Eisenwerk AG im Oktober 1976 etwa 2000 von 
insgesamt 8500 Beschäftigten, bei den Stahl- 
werken Röchling -Burbach etwa 2300 von 19 000 
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Beschäftigten und bei den Röchling-Burbach 
Weiterverarbeitung GmbH 400 von 2500 Be- 
schäftigten im Oktober 1976 wieder kurzarbed- 
ten müssen, und ist der Bundesregierung be- 
kannt, ob und in welchem Umfang in weiteren 
Unternehmen des Stahlbereichs mit Kurzarbeit 
im vierten Quartal 1976 gerechnet werden 
muß? 


25. Abgeordneter Bestehen ähnliche Absichten für bundeseigene 

Vogel Unternehmen des Stahlbereichs, gegebenen- 

(Ennepetal) falls welche? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. Oktober 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die in Ihrer Anfrage er- 
wähnten Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie wegen Auf- 
tragsmangels kurzarbeiten. Die Arbeitsausfälle sind insgesamt 
nicht besonders groß. 

Mehrere Unternehmen der Stahlindustrie arbeiten bereits seit 
geraumer Zeit wegen Auftragsmangels verkürzt. In den Wirt- 
schaftsgruppen Eisen- und Stahlerzeugung, Metallerzeugung 
wurden im August dieses Jahres 9612, im September 14 671 Kurz- 
arbeiter gezählt. Es bleibt abzuwarten, ob die Zahl de-' Ku z- 
arbeiter bis zum Jahresende noch etwas zunehmen wird. 

Zu Ihrer zweiten Frage ist zu bemerken, daß Bundesunternehmen 
der Stahlindustrie zur Zeit keine Kurzarbeit planen. 


26. Abgeordneter 
Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung 
habe den Rentenversicherungsträgern empfoh- 
len, vor Ablauf der Stundungsfrist zu zahlende 
Bundeszuschüsse sowie abzulösende Scbuld- 
buchforderungen nicht mehr — wie bisher an 
erster Stelle vorgesehen — als mögliche Dek- 
kung aufzuführen, da der Bund entgegen den 
Ankündigungen des Bundeskanzlers und des 
Bundesministers der Finanzen zu einer derarti- 
gen Hilfe nicht bereit sei, vielmehr das Ein- 
gehen von Schulden durch die Rentenversiche- 
rungsträger selbst vorzusehen sei, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — dieses Verhalten vor den Rentnern, 
den Beitragszahlern und — wegen der inflato- 
rischen Wirkungen eines derartigen Verfah- 
rens — vor den Verbrauchern? 


27. Abgeordneter 

Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundes Versicherungsan- 
stalt für Angestellte die Bundesregierung zu 
einem umgehenden Gespräch über die Liquidi- 
tätssdiwierigkeiten der Rentenversicherung, 
das bis Anfang November 1976 stattgefunden 
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haben müsse, aufgefordert und die Hinzuzie- 
hung von Vertretern der Deutschen Bundes- 
bank und des Bundes re chnungshofs verlangt 
hat, und was hat die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — daraufhin unternommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. Oktober 

Der Vorstand des Verbandes Deutscher Rentenversicherungs- 
träger (VDR) hat in einem Rundschreiben vom 23. September 
1976 den Trägern der Arbeiterrentenversicherung empfohlen, in 
ihren Haushaltsplänen die Haushaltsstellen zu straffen, bei 
denen die zu erwartenden Mehreinnahmen zum Ausgleich von 
Mindereinnnahmen beim Finanzausgleich ausgewiesen sind. Das 
neue Rundschreiben enthält gegenüber dem früheren Rundschrei- 
ben keine Änderungen in der Sache. Die von der Bundesregie- 
rung zur Rentenfinanzierung angegebenen Erklärungen gelten in 
vollem Umfang weiter. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes bemerken; In einem 
Gespräch zwischen der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte und dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung, das Anfang August 1976 stattgefunden hat, ist die Finanz- 
und Liquiditätslage der Angestelltenversicherung eingehend er- 
örtert worden. Dabei bestand Übereinstimmung, daß dieses Ge- 
spräch unter Beteiligung von Vertretern anderer Ressorts und 
der Deutschen Bundesbank fortgesetzt werden soll. Der Termin 
hierzu ist bereits festgelegt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


28. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 


Ist die BurLdesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die von der Bundeswehr von Zeit 
zu Zeit zum Verkauf kommenden überlagerten 
Vorräte, insbesondere Lebensmittel, auch von 
kinderreichen Familien erworben werden kön- 
nen? 


29. Abgeordneter Wird die Bundesregierung Vorschläge aus- 

Geiger arbeiten, wie dies organisatorisch festgelegt 

(SPD) werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 14. Oktober 

Verpflegungsmittel aus dem Vorrat, deren Lagerzeiten abge- 
laufen sind, können von allen daran interessierten Personen er- 
worben werden, also auch von kinderreichen Familien. 

Das Verkaufsverfahren gleicht allerdings nicht dem im Handel 
üblichen Verfahren, weil die Bundeswehr aus Kostengründen die 
dafür notwendige Verkaufsorganisation nicht eingerichtet hat. 
Sie führt im Durchschnitt jährlich nur zwei Verkaufsaktionen 
durch, an denen sich Sammelbesteller (Organisationen, Vereine 
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jeder Art, Interessengemeinschaften zum Kauf von Vorratsver- 
pflegungsmitteln u. a.), aber nicht Einzelpersonen beteiligen dür- 
fen. Interessierte Einzelpersonen müssen sich solchen Sammel- 
bestellern anschließen oder sich zu einer Kaufgemeinschaft zu- 
sammenschließen; Auskunft über Sammeibesteller geben ihnen 
auch die für den Verkauf zuständigen Dienststellen der Bundes- 
wehrverwaltung (Wehrbereichsverpflegungsämter, Standortver- 
waltungen). Diese geben auch über das gesamte Verkaufsver- 
fahren (Angebot, Bestellung, Lieferort, Abholung, Bezahlung) 
jedem Interessenten auf Anfrage Auskunft. 

Den kinderreichen Familien, die am Kauf von Verpflegungs- 
mitteln aus dem Vorrat interessiert sind, bereiten diese Ver- 
kaufsbesonderheiten keine Probleme. Soweit ich unterrichtet bin, 
ist der „Bund der kinderreichen Familien (BdkF)'' in der Bundes- 
republik Deutschland in den Bundesländern durch Landesver- 
bände vertreten, die als Sammeibesteller in den sechs Wehrbe- 
reichen auftieten können. Vor rd. einem Jahr hatte ich den Lan- 
desgeschäftsführer des Landesverbandes NW, Herrn Siegfried 
Mälzer, 5090 Leverkusen 6, Elbestr. 47, über die Möglichkeiten 
des Kaufs von Vorratsverpflegungsmitteln durch kinderreiche 
Familien informiert. Ich rege an, sich mit ihm einmal in Verbin- 
dung zu setzen. Die an Sie herangetretenen kinderreichen Fami- 
lien sollten sich an ihre Landesverbände wenden. 

Abschließend möchte ich, damit nicht falsche Vorstellungen ent- 
stehen, darauf hinweisen, daß die jeweils zum Verkauf heran- 
stehenden Mengen im Verhältnis zur Gesamtzahl der Interes- 
senten relativ gering sind und nicht alle Bestellungen in vollem 
Umfang erfüllt werden können. Hinzu kommt, daß karitativen 
Organisationen Prioritäten eingeräumt sind; diesen Organisa- 
tionen gegenüber ist die Bundeswehr anbietungspflichtig. 


30. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
angesichts der zunehmenden Klagen aus der 
Bevölkerung der Stadt Kempten über Lärmbe- 
lästigung durch Tiefflüge von Militärflugzeu- 
gen die Stadt Kempten in die sogenannte 
Grenzabstandszone aufgenommen werden 
kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 14. Oktober 

Die Grenzabstandslinie zu den neutralen Staaten Österreich und 
Schweiz soll nach dem Willen der Bundesregierung sicherstellen, 
daß Grenzverletzungen neutralen Hoheitsgebietes durch Strahl- 
und Prop-Flugzeuge unserer und der alliierten Luftstreitkräfte 
so gut wie ausgeschlossen sind. Sie hat diesen Zweck bislang 
voll erfüllt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Grenzabstands- 
linie zu den neutralen Staaten Österreich und Schweiz aus- 
schließlich dem oben erklärten Zweck dienen sollte. Eine andere 
Auffassung zu vertreten, hieße, den hoheitlichen Anspruch der 
Bundesregierung in diesem besonderen Fall zu subjektivieren. 
Eine Fülle ähnlich gearteter Wünsche, ja Forderungen anderer 
öffentlicher Körperschaften, wäre die Folge. Beliebige Verschie- 
bungen der Grenzabstandslinie wären geeignet, in den Augen 
der Betroffenen als willkürlich zu gelten. Im Endeffekt liefe die 
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Bundesregierung Gefahr, unglaubwürdig zu erscheinen. Es ent- 
stünde eine Situation, die den Anspruch der Bundesregierung 
auf strikte Einhaltung der Grenzabstandslinie nicht mehr recht- 
fertigen würde. Dies alles muß unter allen Umständen vermie- 
den werden. 

Unabhängig von diesen grundsätzlichen Erwägungen ist auch die 
praktische Realisierung Ihres Vorschlages nicht möglich. Eine 
Verschiebung der Grenzabstandslinie — wie von Ihnen ange- 
regt — würde zu deren Überschneidung mit der Kontroll/one 
des Flugplatzes Kaufbeuren führen. Damit wäre der dortige Luft- 
raum in einer Breite von 30 km im Tiefflughöhenband unpassier- 
bar. Lärmkonzentrationen um Bad Wörrishofen wären die Folge. 
Der Verlust an Übungsluftraum wäre unverhältnismäßig hoch. 

Sehr geehrter Herr Kollege, ich bin sicher, bei Ihnen Verständnis 
für die aufgezeigten Sachzwänge zu finden und bedauere sehr, 
Ihrem Anliegen nicht entsprechen zu können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


31. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
ternommen, um sicherzustellen, daß ab 1. Ok- 
tober 1976 die praktische Ausbildung im 
letzten Jahr des Medizinstudiums an Lehr- 
krankenhäusern durchgeführt werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 7. Oktober 

Die Durchführung der praktischen Ausbildung im letzten Jahr 
des Medizinstudiums nach der Approbationsordnung für Ärzte 
vom 28. Oktober 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1458), geändert durch 
Verordnung vom 21. Mai 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 1257), ob- 
liegt nach den verfassungsrechtlichen Gegebenheiten den Län- 
dern. 

Die konkreten Einwirkungsmöglichkeiten der Bundesregierung 
hinsichtlich der planmäßigen Durchführung dieses Ausbildungs- 
abschnitts sind daher begrenzt. Die Bundesregierung steht jedoch 
in diesen Fragen in einem ständigen Kontakt mit den für die 
Durchführung der praktischen Ausbildung zuständigen obersten 
Landesbehörden und sonstigen damit befaßten Stellen. 

Ich möchte im übrigen auf die erheblichen finanziellen Mittel 
verweisen, die vom Bund zur Verfügung gestellt werden. Die 
Investitionen für Lehrkrankenhäuser werden im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von Hochschulen" ge- 
meinsam von Bund und Ländern je zur Hälfte finanziert. Bereits 
1971 hat der Planungsausschuß für den Hochschulbau beschlos- 
sen, im Rahmen der für Medizin verfügbaren Mittel Vorhaben 
an Lehrkrankenhäusern vorrangig zu fördern. Aus den Anmel- 
dungen der Länder zum 6. Rahmenplan ergibt sich ein Investi- 
tionsvolumen von Bund und Ländern von insgesamt 98 Mio DM, 
mit dem rund 3000 Ausbildungsplätze geschaffen werden sollen. 
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32. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die nadi Pressever- 
Egert öffentMchungen vom Hauptgesdiäftsführer der 

(SPD) Deutschen Krankenhausgesellischaft vertretene 

Auffassung, daß vorher Fragen der Kosten- 
regelung, eines Rahmenplans der Lehrinhalte 
sowie der Rechtsstellung und Bezahlung der 
Studenten gelöst sein müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 7. Oktober 

Die von Ihnen genannten Presseveröffentlichungen beziehen sich 
offenbar auf die am 21. Juli 1976 von der Deutschen Kranken- 
hausgesellschaft verabschiedeten Empfehlung zur Durchführung 
der klinisch-praktischen Ausbildung von Medizinstudenten in 
akademischen Lehrkrankenhäusern. Trotz der zahlreichen kon- 
struktiven Vorschläge, die die Empfehlungen zur praktischen 
Durchführung der Ausbildung im letzten Jahr des Medizinstu- 
diums enthalten, kann die Bundesregierung ihr nicht in allen 
Punkten zustimmen. Die wesentlichen Fragen der klinisch-prak- 
tischen Ausbildung der Studenten einschließlich der finanziellen 
Regelungen sind geklärt. Die Forderung nach einem bundesein- 
heitlichen Rahmenplan der Lehrinhalte ist weder realisierbar 
noch wünschenswert, weil eine Festschreibung vermieden und 
Anpassungen an die jeweiligen Gegebenheiten ermöglicht wer- 
den müssen. Bei den für die Studienpläne verantwortlichen medi- 
zinischen Fakultäten und Fachbereichen der Hochschulen liegt 
inzwischen einschlägiges Material vor. 

Zur Rechtsstellung der Studenten im letzten Jahr des Medizin- 
studiums hat die Bundesregierung wiederholt Stellung genom- 
men. Ich verweise insoweit insbesondere auf die Antwort auf 
eine Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bun- 
destag (Drucksache 7/2488). In Übereinstimmung mit den Län- 
dern geht die Bundesregierung davon aus, daß eine Bezahlung 
nicht in Betracht kommen kann, weil die einjährige praktische 
Ausbildung Bestandteil des Studiums ist. 


33. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß das Bundesgesundheitsmini- 
sterium einen Bediensteten zunächst in BAT I b 
eingruppierte und ihn dann ins Beamtenver- 
hältnis übernommen hat und bis zum Ober- 
regierungsrat beförderte, ohne daß die Vor- 
aussetzungen für diese Einstufung geprüft wur- 
den, und welche strafrechtlichen, ziivilrecht- 
lichen und dienststrafrechtlichen Maßnahmen 
hat die Bundesregierung anläßlich dieses Vor- 
falls veranlaßt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 6. Oktober 

Es trifft nicht zu, daß das Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit einen Bediensteten zunächst in Vergütungs- 
gruppe BAT I b eingruppierte und ihn dann ins Beamtenverhält- 
nis übernommen und bis zum Oberregierungsrat befördert hat, 
ohne daß die Voraussetzungen für diese Einstufung geprüft 
wurden. Ihre Frage dürfte sich auf einen Bediensteten beziehen, 
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der vor seiner Beschäftigung im Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit langjähriger Geschäftsführer eines Zu- 
wendungsempfängers des Bundes gewesen und als solcher in 
die Vergütungsgruppe BAT I b eingruppiert war. Dieser Bedien- 
stete ist als „anderer Bewerber" unter Erfüllung der dafür er- 
forderlichen Voraussetzungen in das Beamtenverhältnis auf 
Probe übernommen worden. Der Beamte ist inzwischen auf eige- 
nen Wunsch aus dem Bundesdienst ausgeschieden, über die 
Gründe für das Ausscheiden kann ich mich im Hinblick auf die 
Vertraulichkeit, die nach geltendem öffentlichen Dienstrecht bei 
Behandlung von Personalangelegenheiten geboten ist, nicht 
äußern. 


34. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung den Umfang der 
Scheu Betrügereien mit Musterpackungen von Arz- 

(SPD) neimitteln, wie sie jetzt durch die Staatsan- 

waltschaft Wuppertal aufgedeckt wurden, und 
in die Apotheken und Vertreter der pharma- 
zeutischen Industrie verwickelt sind und von 
denen es heißt, daß ein bundesweiter Millio- 
nenschwindel dahinter steckt, und wird die 
Bundesregierung nicht nur zum Stopp der 
Wirtschaftskriminalität auf diesem Gebiet, 
sondern im Interesse der Volksgesundheit 
eine sofortige Initiative zur Novellierung des 
neuen Arzneimittelgesetzes ergreifen, durch 
die entweder die Verteilung von Ärztemustem 
untersagt oder mengenmäßig eingeschränkt, 
zumindest aber eine scharfe Kontrolle durch 
die Hersteller vorgeschrieben wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 8. Oktober 


Die Bundesregierung kennt die Pressemeldungen, nach denen in 
nicht unerheblichem Umfang unverkäufliche Ärztemuster von 
Ärztebesuchern und Apotheken entgegen ihrer Zweckbestim- 
mung widerrechtlich verkauft worden sein sollen. Die staats- 
anwaltschaftlichen Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. 
Ich bitte daher um Ihr Verständnis, daß zu den Vorgängen im 
einzelnen noch keine Äußerungen abgegeben werden können. 

Die Äbgabe von Arzneimittelmustern ist sowohl im geltenden 
Arzneimittelgesetz als auch in dem erst kürzlich verabschiedeten 
neuen Arzneimittelgesetz vom 24. August 1976 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2445) auf einen Umfang, der dem Zwecke der Erprobung an- 
gemessen ist, beschränkt. Darüber hinaus sind im neuen Arznei- 
mittelgesetz die Nachweispflicht und die Kontrollbefugnisse der 
zuständigen Behörde verschärft worden. Nach § 47 Abs. 3 Satz 2 
des Gesetzes hat der pharmazeutische Unternehmer über die 
Empfänger von Mustern sowie Art, Umfang und Zeitpunkt der 
Abgabe Nachweise zu führen und auf Verlangen der zuständi- 
gen Behörde vorzulegen. Das gleiche gilt nach § 76 Abs. 2 aber 
auch für den Pharmaberater (= Ärztebesucher). Diese Vorschrif- 
ten geben in Zukunft den zuständigen Überwachungsbehörden 
der Länder die Möglichkeit, die Abgabe und den Verbleib von 
Ärztemustern besser als bisher zu kontrollieren. 
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35. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Förderungsmaßnahmen 
für das deutsch-französische Jugendwerk seit 
über acht Jahren stagnieren, und ist die Bun- 
desregierung gegebenenfalls bereit, sich stär- 
ker für das deutsch-französische Jugendwerk 
finanziell zu engagieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 13. Oktober 


Nach Artikel 4 Abs. 2 des Änderungsabkommens vom 22. Juni 
1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1458 ff.) werden dem gemeinsamen 
deutsch-französischen Fonds nach Maßgabe der in jedem Land 
geltenden Haushaltsvorschriften jährlich die für die Tätigkeit 
des Jugendwerkes erforderlichen Mittel zu gleichen Teilen zur 
Verfügung gestellt. 

Der französische Regierungsbeitrag beträgt seit dem Jahre 1972 
unverändert 23 612 500 FF. 

Im einzelnen hat sich seit dieser Zeit die Höhe der Regierungs- 
beiträge wie folgt entwickelt; 



deutscher Beitrag 

französischer Beitrag 

1972 

14 874 015 DM 

23 612 500 FF 

1973 

14 874 015 DM 

23 612 500 FF 

1974 

13 688 247 DM 

23 612 500 FF 

1975 

13 220 884 DM 

23 612 500 FF 

1976 

13 834 563 DM 

23 612 500 FF. 


Der optische Eindruck eines rückläufigen deutschen Beitrages 
entspricht nicht den Tatsachen; er beruht auf den Kursentwick- 
lungen des FF. In diesem Zusammenhang verweise ich auch auf 
die Antwort der Bundesregierung vom 17. Mai 1974 (Drucksache 
7/2119) zu der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Rollmann, 
Dr. Marx und der CDU/CSU-Fraktion. 

Die im Bundeshaushalt ausgebrachten höheren Ansätze konnten 
in den vergangenen Jahren nie voll ausgeschöpft werden, weil 
die französische Regierung ihre Beiträge nicht entsprechend er- 
höhen konnte. Für den deutschen Beitrag sind im Haushalt 1977 
wiederum 15 Mio DM veranschlagt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


36. Abgeordneter 
Dr. Aigner 
(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesregierung, der Ent- 
schließung des Bundesrates bei der Verab- 
schiedung des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung kleingartenrechtlicher Vorschriften 
vom 28. Juli 1969 nachzukommen, den Entwurf 
eines neuen Kleingartengesetzes vorzulegen, 
nachdem auch der Ausschuß des Deutschen 
Bundestages für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau in seinem Bericht den gegenwärti- 
gen Rechtszustand nur als Zwischenlösung 
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bezeichnet und die Notwendigkeit einer baldi- 
gen Gesamtreform des Kleingartenrechts be- 
tont hatte, und wie rechtfertigt die Bundes- 
regierung ihre bisherige Untätigkeit auf die- 
sem Gebiet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 6. Oktober 1976 

Ein fester Termin für die Vorlage eines Gesetzentwurfs zur 
Änderung des Kleingartenrechts kann noch nicht genannt wer- 
den. Die Arbeiten für einen derartigen Entwurf sind nicht abge- 
schlossen. 

Es war zunächst auch mit takräftiger Unterstützung der kommu- 
nalen Spitzenverbände und des Verbandes Deutscher Kleingärt- 
ner e. V. sowie überprüfender Auswertung durch das Statistische 
Bundesamt nicht möglich, das für eine umfassende Reform vor- 
auszusetzende Grundlagenmaterial zu gewinnen. 

Aus diesem Grunde wurde dem Institut für Städtebau, Sied- 
lungswesen und Kulturtechnik der Universität Bonn Auftrag 
erteilt, die sozialpolitischen, städtebaulichen und bodenpoliti- 
schen Fragen im Zusammenhang mit der Novellierung des Klein- 
gartenrechts zu untersuchen. Der Forschungsbericht wurde im 
März 1975 erstattet. Darin wurden ergänzende Untersuchungen 
angeregt. Die Entscheidung über diese Anregung wurde im Hin- 
blick auf den damals bevorstehenden Bundeswettbewerb 1976 
„Der Garten in deutschen Städten und Gemeinden" zurückge- 
stellt, um zunächst die aus dem Wettbewerb erhofften Erkennt- 
nisse abzuwarten. Der Wettbewerb ist Ende September 1976 
abgeschlossen worden. Er wird derzeit ausgewertet. 

Schon jetzt läßt sich die hohe Bedeutung der Kleingärten im 
Rahmen der modernen Stadt- und Gemeindeentwicklung fest- 
stellen. In Übereinstimmung mit den Beteiligten, insbesondere 
auch den Verbänden der deutschen Kleingärtner, bedürfen die 
damit zusammenhängenden komplexen Fragen gesicherter Ant- 
wort, bevor die gegenwärtig den Bedürfnissen noch gerecht wer- 
dende Ordnung durch eine befriedigende neue Rechtsordnung 
abgelöst wird. 


37. Abgeordneter Wie rechtfertigt die Bundesregierung die 

Dr. Waigel Haushaltsplanung des B-undesministers der 

(CDU/CSU) Finanzen, soweit sie für 1977 die Kürzung des 

Bewilligungsrahmens für das Intensiv- und 
Regionalprogramm zur Wohnungsbauförde- 
rung um ein Drittel und zum Jahr 1978 die 
völlige Einstellung der beiden Programme 
vorsieht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Haack 
vom 12. Oktober 

Das im Jahr 1970 von der Bundesregierung beschlossene lang- 
fristige Wohnungsbauprogramm, das eine erhebliche Aufstok- 
kung des Finanzierungsbeitrages des Bundes zum sozialen Woh- 
nungsbau vorsah, war auf den Zeitraum von 1971 bis 1975 an- 
gelegt. Für das Wohnungsbauprogramm des Jahrs 1976 ist noch- 
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nials ein gleich hoher Betrag wie im Jahr davor für die Intensiv- 
förderung im Sozialprogramm und für das Regionalprogramm 
zur Verfügung gestellt worden. Wie bereits in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 17. März 1976 in Beantwortung 
einer Frage des Abgeordneten Dr. Schneider zum Ausdruck ge- 
bracht worden ist, wird bei den Beratungen des Bundeshaus- 
halts 1977 und der Finanzplanung ab 1978 zu entscheiden sein, 
ob und in welchem Umfang die beiden Programme fortgeführt 
werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


38. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung seit ihrer Ant- 
wort vom 1. Juli 1976 auf meine Frage unter- 
nommen, um die rechtsstaatlichen Grundsätzen 
widersprechende Frist von einer Woche, inner- 
halb derer sie erst über Festnahmen von Be- 
suchern durch Ostberliner Behörden unterrich- 
tet wird — wobei diese Frist in Binzelfällen 
noch überschritten wird — , auf ©ine den 
Grundsätzen des Artikels 104 des Grundge- 
setzes entsprechende Frist von höchstens 
48 Stunden zu reduzieren, und kann sie ent- 
sprechende Zusagen der Ostberliner Seite vor- 
weisen, die in der Praxis auch ©ingehalten 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 5. Oktober ^ 

Die DDR teilt Festnahmen von Bundesbürgern und Westberli- 
nern im Transitverkehr innerhalb von 48 Stunden, im Reise- und 
Besucherverkehr innerhalb von etwa sechs Tagen mit. 

Nach der Antwort vom 1. Juli 1976 hat die Bundesregierung 
weiter darauf gedrängt, auch im Reise- und Besucherverkehr 
möglichst frühzeitig von Verhaftungen informiert zu werden. 
Die Ständige Vertretung bei der DDR ist deshalb erneut — 
wegen des grundsätzlichen Problems wie auch bei Einzelfäl- 
len — auf verschiedenen Ebenen vorstellig geworden. Die Be- 
mühungen werden fortgesetzt. 


39. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß zwei von den Einwohnern 
Mitteldeutschlands, die Anträge auf Ausreise 
in den freien Teil Deutschlands gestellt hatten, 
im Widerspruch zu den auch für Ost-Berlin 
verbindlichen Menschenrechtskonventionen 
verhaftet, während alle übrigen stundenlangen 
Verhören unterworfen worden sind, und wie 
reagiert — bejahendenfalls — die Bundesre- 
gierung auf diesen neuerlichen Vertragsbruch 
Ost-Berlins? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 12, Oktober 

Es trifft zu, daß die Bewohner der DDR Dr. Karl-Heinz Nischtke 
und Wolfram Wenzel — beide in die Bemühungen der Bundes- 
regierung um Familienzusammenführung einbezogen — verhaf- 
tet wurden. Die Bundesregierung hat sofort die in Fällen dieser 
Art üblichen Maßnahmen eingeleitet. Einzelheiten zu diesem 
Thema brauche ich nicht auszuführen, denn Sie, sehr geehrter 
Herr Kollege, kennen unsere Möglichkeiten und wissen um die 
Notwendigkeit zurückhaltender Erörterung. 

Die von Ihnen aufgegriffenen Meldungen über Verhöre aller 
Bürger in Riesa, die die bewußte Petition unterzeichnet haben, 
können so weder bestätigt noch dementiert werden, weil ge- 
sicherte Informationen insoweit nicht vorliegen. Allerdings ist 
es wahrscheinlich, daß es zu Vernehmungen gekommen ist. 


40. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das SED-Regime schon wieder 
einen der Antragsteller verhaftet hat, die die 
Ausreise in den freien Teil Deutschlands be- 
antragt hatten, und wie wirkt die Bundesre- 
gierung diesen neuen Unterdrückungsmaßnah- 
men unter Berufung auf die Vereinbarungen 
von Helsinki und die auch für Ost-Berlin ver- 
bindlichen Menschenrechtskonventionen ent- 
gegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 13. Oktober 

Es ist zutreffend, daß Oskar Porsche, der mit seiner Familie in 
die Bundesrepublik Deutschland übersiedeln will, von DDR-Be- 
hörden verhaftet worden ist. Vor ihm sind die beiden DDR- 
Bewohner aus Riesa, Dr. Karl-Heinz Nitschke und Wolfram 
Wenzel, die mit der von ihnen unter^ichneten Petition an ihre 
Ausreisebegehren erinnert haben, verhaftet worden. 

Die Bundesregierung leitet in derartigen Fällen Rechtsschutz ein. 
Dies ist auch in den genannten Fällen geschehen — bzw. ge- 
schieht zur Zeit. Hiermit kann den so in Schwierigkeiten ge- 
ratenen Bewohnern der DDR am wirksamsten geholfen werden. 
Haben Sie aber bitte Verständnis dafür, daß ich im Interesse der 
Sache darauf verzichte, genauere Ausführungen über Umfang 
und Art der Bemühungen der Bundesregierung zu machen. 

Die bekannten Zahlen der Bemühungen um politische Häftlinge 
in der DDR und im Rahmen der Familienzusammenführung sind 
nach meiner Auffassung ein deutlicher Beweis für den Erfolg 
dieser Politik. In diesem Zusammenhang verweise ich auch auf 
meine schriftliche Antwort vom 22. September 1976 auf die An- 
frage des Kollegen Dr. Alois Mertes, die ebenfalls diesen Fra- 
genkreis berührte. Die dort aufgezeigte Haltung ist unverändert. 
(Vgl. Frage 39 in Drucksache 7/5825.) 


41. Abgeordneter 

Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß „DDR"-Grenzwächter wieder 
die Ein- und Ausreise von einem PKW behin- 
dert sowie verzögert haben, der mit Aufkle- 
bern versehen war, sowie in Zukunft Ver- 
haftung bzw. Einreiseverweigerung angedroht 
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haben, und was hat — bejahendenfalls — die 
Bundesregierung gegen diesen neuerlichen 
Bruch des Vier-Mächte-Abkommens über Ber- 
lin und seiner Ausführungsbestimmungen mit 
welchem Erfolg unternommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 11. Oktober 

Am 24. September 1976 wurde bei einem 19jährigen Schüler aus 
Berlin (West), der im Rahmen der Reise- und Besucherverein- 
barung mit einem Pkw in die DDR gereist ist, ein CDU-Wahl- 
kampfaufkleber beanstandet. Nach Angaben des Schülers wur- 
den ihm für den Wiederholungsfall die Einreiseverweigerung 
und sogar die Festnahme angedroht. 

In anderen, auch der Öffentlichkeit bekannt gewordenen Fällen 
hatten DDR-Kontrolleure Wahlkampfaufkleber an Kfz im Tran- 
sitverkehr von und nach Berlin (West) beanstandet. Dies ist von 
der Delegation der Bundesrepublik Deutschland in der Transit- 
kommission beanstandet worden; die Delegation der DDR hatte 
nur Bedenken gegen eine großflächige Sichtwerbung geäußert. 
Hierüber hat die Bundesregierung die Öffentlichkeit unterrichtet. 

Bei Reisen in die DDR, die nicht die besonderen Vergünstigun- 
gen des Transitabkommens genießen, dürfte das Verlangen der 
DDR-Behörden, Wahlkampfaufkleber von Kfz zu entfernen, nur 
schwer zu beanstanden sein, da die Regierung der DDR geltend 
macht, daß auf dem Territorium der DDR nicht der Wahlkampf 
der Bundesrepublik Deutschland ausgetragen werden könne. 

ln den bisher bekannt gewordenen Fällen haben die DDR-Be- 
hörden die Entfernung der Wahlkampfaufkleber verlangt und 
in Fällen, in denen diesem Wunsch nicht entsprochen wurde, 
teilweise die Reise nicht zugelassen. Festnahmen sind bisher 
nicht vorgekommen; aufgrund der Rechtslage ist auch nicht da- 
mit zu rechnen. 


42. Abgeordneter Trifft es zu, daß auf eine Anfrage an den Bun- 
Hösl desminister für innerdeutsche Beziehungen das 

(CDU/CSU) Gesamtdeutsche Institut eine falsche Auskunft 

über den Zwangsumtausch bei Rentnern erteilt 
hat, die die Leipziger Messe besuchen, obwohl 
die Bestimmungen bereits seit 1975 in Kraft 
sind, und wie zuverlässig sind die Auskünfte 
dieses Instituts im Rahmen seiner übrigen 
Auskunftstätigkeit? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 11. Oktober 

Es trifft zu, daß das Gesamtdeutsche Institut (Bundesanstalt für 
gesamtdeutsche Fragen) im März 1976 in einem Einzelfall eine 
unrichtige Auskunft über die Frage erteilt hat, ob Personen im 
Rentenalter beim Besuch der Leipziger Messe von der Pflicht zum 
Mindestumtausch befreit sind. Der Empfänger hat hierauf im Sep- 
tember 1976 in einem Leserbrief an die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung aufmerksam gemacht. 
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Nach der Anordnung der DDR über die Durchführung eines ver- 
bindlichen Mindestumtausches von Zahlungsmitteln vom 5. No- 
vember 1974 in der Fassung vom 10. Dezember 1974 sind Per- 
sonen, die das Rentenalter erreicht haben, vom verbindlichen 
Mindestumtausch befreit. Im Jahre 1975 sind hierzu keine neuen 
Bestimmungen erlassen worden. Aus der Formulierung in § 1 , 
wonach die genannte Anordnung für solche Personen gilt, die 
zum „besuchsweisen Aufenthalt" in die DDR einreisen, hat das 
Gesamtdeutsche Institut den irrtümlichen Schluß gezogen, daß 
die Anordnung nicht für Reisen zur Leipziger Messe gelte, jedoch 
hat die Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben in einem 
späteren Schreiben an den Betroffenen die Dinge richtig gestellt 
und um Verständnis für die ursprüngliche, irrtümliche Auskunft 
gebeten. Ein Schaden ist durch die irrtümliche Auskunft — wo- 
nach der Ratsuchende zum Mindestumtausch verpflichtet sei, ob- 
wohl er davon befreit war — nicht eingetreten. 

Die Auskünfte des Gesamtdeutschen Instituts sind zuverlässig; 
sie basieren auf einer sorgfältigen Beobachtung der einschlägigen 
Bestimmungen der DDR sowie der erkennbaren Verwaltungs- 
praxis der dortigen Behörden. Das Referat des Gesamtdeutschen 
Instituts, das ausnahmsweise in dem hier zur Debatte stehenden 
Einzeifall eine Frage falsch beantwortet hat, hat während des 
Jahres 1975 16 708 Auskünfte erteilt. Die Tendenz der Anfragen 
ist steigend; im September 1976 hat dieses Referat 1892 Aus- 
künfte erteilt. Ich bitte um Verständnis dafür, daß sich die be- 
treffenden Mitarbeiter des Gesamtdeutschen Instituts ausnahms- 
weise in einem Einzelfall geirrt haben. 


Trifft es zu, daß der sowjetische und der Ost- 
berliner Geheimdienst die von der „DDR" an- 
geprangerte Fluchthilfe mit eigenen Organisa- 
tionen praktiziert, um jederzeit entsprechende 
Fälle in der Öffentlichkeit präsentieren zu kön- 
nen, und daß die Arbeitsgruppe des Bundes- 
kanzleramts, die vor drei Jahren anhand der 
Vernehmungsprotokolle des Notaufnahme- 
lagers Gießen Einblick in Organisation und 
Art der Fluchthilfe nahm, aus ihren Erkennt- 
nissen nicht die notwendigen Konsequenzen 
gezogen hat, und was hat — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung unternommen, 
um dem Treiben Moskaus und Ost-Berlins 
Einhalt zu gebieten und die betroffenen Men- 
schen zu schützen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 13. Oktober 

Den Sicherheitsbehörden der Bundesrepublik Deutschland sind 
die Versuche der DDR bekannt, durch Einschleusung und ähn- 
liche Praktiken Kenntnis über Fluchthilfeaktionen zu erlangen, 
über eigne Fluchthilfeorganisationen in der DDR liegen keine 
gesicherten Erkenntnisse vor. 

Die vor drei Jahren im Bundeskanzleramt tätige Arbeitsgruppe 
hatte eine andere Aufgabe, aus der sich für den hier angespro- 
chenen Sachverhalt keine unmittelbaren Erkenntnisse ergeben. 
Die Bundesregierung und die zuständigen Behörden werten 
selbstverständlich alle Erkenntnisse aus, die gewonnen werden 
können und veranlassen das dementsprechend Erforderliche. 


43. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 
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44. Abgeordneter Trifft es daß die Kontrollpraktiken der 
Spranger „DDR"^Grenzwäditer, bei denen auch der In- 

(CDU/CSU) halt einer Damenhondtasdie ausgeschüttet 

wiuride, das kontrollierte Rentnerehepaar so 
auf regte, daß der Ehemann einen tödlidien 
Herzschlag und die Ehefrau einen Nervenzu- 
sammenbruch erlitt, und was hat die Bundes- 
regierung unternommen, um die „DDR" zu 
zivilisierteren Abfertigungsmethoden zu be- 
wegen? 


Antwort des Parlament arisdien Staatssekretärs Herold 
vom 11. Oktober 


Es trifft zu, daß kürzlich ein 67 jähriger Mann einen tödlichen 
Herzschlag und seine 66jährige Ehefrau einen Schock erlitt, als 
sie bei der Rückkehr von einem Verwandtenbesuch in der DDR 
durch die DDR-Grenzbehörden kontrolliert wurden. Die Ehefrau 
wurde in ein Krankenhaus im Bundesgebiet verbracht. 

Die Personalien des Ehepaares sind bekannt. Es ist beabsichtigt, 
die Ehefrau zu dem Vorfall zu hören, sobald ihr Gesundheits- 
zustand dies zuläßt. Alsdann wird geprüft werden, welche 
Schritte in diesem konkreten Fall gegenüber der DDR zu ver- 
anlassen sind. 

Unabhängig von diesem Einzelfall sei erneut betont, daß die 
Bundesregierung sich in ihren Gesprächen und Verhandlungen 
mit der Regierung der DDR um eine Verbesserung des Reisever- 
kehrs zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
bemüht; zu diesem Problemkreis gehört auch eine möglichst 
rasche und einfache Grenzabfertigung. 


45. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Abdruck des Briefs der 
Konferenz der evangelischen Kirdienleitungen 
in der „DDR" zur Selibstverbrennung von 
Pfarrer Brüsewitz in fünf evangelischen Wo- 
chenzeitungen von den „DDR"-B)ehörden ver- 
hindert worden ist, und welche Schlußfolge- 
rungen zieht die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — (aus »ddesfem neuerlichen Bruch der 
Vereinbarungen von Helsinki und der auch 
für Ost-Berlin verbindlichen Menschenrechts- 
konventicwi idurch die „DDR"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 5. Oktober 


Es trifft zu, daß der von den Kanzeln der evangelischen Kirchen 
in der DDR am 19. September 1976 verlesene „Brief an die Ge- 
meinden" der Konferenz der evaingeli sehen Kirchenleitungen zur 
Selbstverbrennung von Pfarrer Brüsewitz nicht in den fünf evan- 
gelischen Wochenzeitungen veröffentlicht worden ist. 
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Ich habe bereits mehrfach darauf hingewiesen, daß die in der 
Schlußakte von Helsinki sowie auch die in der Konvention über 
bürgerliche und politische Rechte genannten Prinzipien Absichts- 
erklärungen zur Durchführung konkreter Maßnahmen sind. Es ist 
zu hoffen, daß es nicht nur bei Absichtserklärungen bleibt. Eine 
Möglichkeit zur direkten Einflußnahme von seiten der Bundes- 
regierung besteht — wie Ihnen bekannt — nicht. 

Selbstverständlich wird die Bundesregierung ihrerseits keinen 
Zweifel daran lassen, daß die in der Schlußakte der Konferenz 
von Helsinki gesetzten Ziele nur dann erreicht werden können, 
wenn sich alle Staaten in ihrem Verhalten nach außen und nach 
innen an die Absichtserklärungen der Schlußakte halten. 


46. Abgeordneter Trifft os zu, daß eine Müllverbrennungsanlage 

Dr. Kreüe im Land Berlin im Endergebnis billiger sein 

(CDU/CSU) würde als die Summe, die mit allen Neben- 

kosten und im voraus zugesiagten Gebühren- 
erhöhimgen die Mülldeponie in der „DDR" 
erfordert, und wie hoch ist jeweils die Gesamt- 
summe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 1 1 . Oktober 

Im Einvernehmen mit dem Senat von Berlin beantworte ich Ihre 
Frage wie folgt: 

Es trifft nicht zu, daß die Beseitigung fester Siedlungsabfälle 
durch Müllverbrennung in Berlin billiger wäre als die Verbrin- 
gung in die DDR. Nach einer auf das Jahr 1978 abgestellten 
Berechnung sind die Kosten der Abfallbeseitigung in der be- 
stehenden Müllverbrennungsanlage Ruhleben genauso hoch wie 
die Kosten der Beseitigung bei Verbringung von festen Sied- 
lungsabfällen in die DDR. Sie liegen jeweils bei rd. 82 DM pro 
Tonne. 

Ein zeitlich weitergehender Vergleich ist nicht realistisch, weil 
weder die an die Steigerung des Indexes für die Lebenshaltung 
der privaten Haushalte gekoppelten Deponiekosten in der DDR 
noch die Auswirkungen von f^ersonal- und Sachkostenentwick- 
lungen genau genug vorausgesagt werden können. 

Der vorgenommene Kostenvergleich erfaßt nicht die Aufwen- 
dungen für die schon zum gegenwärtigen Zeitpunkt durchzufüh- 
renden Erstinvestitionen. Die Kosten für die Einrichtimg der 
Deponien in der DDR und zugehörigen Maßnahmen (100,8 Millio- 
nen DM) sowie der Bau von Umschlaganlagen und für Fahrzeug- 
beschaffungen (zusammen 199,6 Millionen DM) müßten den 
Kosten für die Errichtung weiterer Müllverbrennungsanlagen 
gegenüber gestellt werden. Gegenwärtig würde eine weitere 
Anlage, in wenigen Jahren noch eine zusätzliche Anlage benötigt 
werden. Nach heutigen Preisen wären für eine Anlage etwa 
250 Millionen DM aufzubringen. 

Im übrigen bitte ich unabhängig von allen Kostenrechnungen 
nicht zu übersehen, daß in Berlin (West) Standorte für Müllver- 
brennungsanlagen fehlen und ein Umweltvorteil darin liegt, daß 
eine zusätzliche Belastung der Luft nicht eintritt, weil weitere 
Müllverbrennungsanlagen nicht betrieben zu werden brauchen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


47. Abgeordnieter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


Hat BurLdesminister Matthöf er aus Mitteln des 
Forschunigsetats des Bundes die Zeitschrift „So- 
ziLaldiemokrat Magazin" bis September 1976 
einschließMch gefördert, und wenn ja, mit wel- 
cher Summe, und welche Notwendigkeit be- 
stand, selbst in der heißen Phase des Bundes- 
taigswahlkampfs nicht auf Regierungsiinserate 
in zum Wahlkampf bestimmten Blättern zu 
verzichten? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 7. Oktober 

Die Zeitschrift Sozialdemokrat-Magazin hat, wie zahlreiche 
andere Tageszeitungen, Wochen- und Monatszeitschriften im 
Laufe des Frühjahrs und Sommers 1976 vier Anzeigen im Rah- 
men der Informationsaktion Kernenergie zur Veröffentlichung 
erhalten. Diese Informationsaktion führt der Bundesminister für 
Forschung und Technologie aufgrund eines gemeinsamen Be- 
schlusses der Ministerpräsidenten der Länder und des Bundes- 
kanzlers vom November 1974 durch; sie hat im Frühjahr 1975 
begonnen und soll in den nächsten Jahren fortgesetzt werden. 

Diese langfristige Konzeption läßt eine Berücksichtigung von 
Landtags- oder Bundestagswahlterminen nicht zu, zumal die Bun- 
desregierung damit dem einstimmigen Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 13. Mai 1976 entspricht, „ihren Beitrag zur 
Information und zum Dialog zu intensivieren". Die Kosten für 
die vier Anzeigen im Sozialdemokrat-Magazin, das eine an der 
Kernenergiediskussion besonders interessierte Leserschaft er- 
reicht, betrugen 69 300,63 DM. 


48. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


Welche Notwendigkeit bestand, die Broschüre 
„Interviews und Gespräche zur Kernenergie" 
des Biundesministers Matthöfer weniger als 
14 Tage vor dem Termin der Bundestagswahl 
zur unmiittelibaren Verteilung an die Haushalte 
zu bringen, ainid wfieviel Geld wurde aus Bun- 
desmjiitteln für die Broschüre aufgebracht? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 7. Oktober 

Das Taschenbuch „Hans Matthöfer, Reden und Interviews zur 
Kernenergie" wurde vom C. F. Müller Verlag im August 1976 
fertiggestellt. Es ergänzt die populärwissenschaftlich-technische 
Darstellung im Taschenbuch Kernenergie des Bundesministe- 
riums für Forschung und Technologie um wirtschafts- und gesell- 
schaftspolitische Gesichtspunkte. Da für diesen Bereich ein beson- 
ders lebhaftes Interesse besteht, wie eine Vielfalt von Anfragen 
im Rahmen der Informationsaktion Kernenergie zeigt, war es 
angebracht, unmittelbar nach der Fertigstellung des Taschen- 
buchs Mitte August mit der Auslieferung an den Buchhandel und 
die Verteilung an wichtige Multiplikatoren und Wirtschaftsorga- 
nisationen zu beginnen. Die Ankaufkosten für die Verteilung be- 
trugen 134 148,53 DM. 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
wirtschaftlidie Zusammenarbeit 

49. Abgeordneter Welche rechtlichen und politischen Verpflich- 
Roser tungen und Bindungen ist die Bundesregderung 

(CDU/CSU) in welcher Höhe und zu welchem Tennin ge- 

genüber dem internationalen Agrarfonds bzw. 
den an dessen Gründung beteiligten Staaten 
und Institutionen eingegangen, und wie will 
die Baindesregierung dem durch den vom Bun- 
desminlisterium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit erweckten Eindruck begegnen, daß die 
Bundesregierung zugesagte Mittel anderweitig 
verwendet und die allein zur Verfügung ste- 
henden Mittel mehrfach verspricht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 14, Oktober 

Der Vertrag über den Internationalen Agrarfonds (IFAD) ist am 
14. Juni 1976 paraphiert worden. Da weder durch die Beitrags- 
ankündigung noch durch die Paraphierung bezüglich des IFAD 
eine Verbindlichkeit und damit eine Inanspruchnahme der Ver- 
pflichtungsermächtigung eingetreten war, und in diesem Jahr 
eine solche Verbindlichkeit auch nicht mehr erwartet wird, stand 
die Verpflichtungsermächtigung für andere Zwecke im Bereich 
der Kapitalhilfe zur Verfügung. 


Wie will die Bundesregierung bei der Gewäh- 
rung von Kapitalhilfe zum Aufbau von Han- 
delsflotten angesichts ides von ihr ständig pro- 
pagierten entwicklungspolitJischen Grundsat- 
zes, Kapitälhilfe nicht davon abhängig zu ma- 
chen, daß die damit zu finanzierenden Auf- 
träge nach Deutschland vergeben werden, 
sicher stellen, daß die Mittel auch tatsächlich 
der deutschen Werftindustrie augutefcommen, 
unid wie begründet die Bundesregierung die 
entwicklungspoMtische Priorität von Kapdtal- 
hiilfe für derartige Zwecke angesichts des Über- 
angebots an Tonnage und der Gefahr, daß die 
Empfängerländer in Zukunft ihren Ex- und 
Import ihren eigenen Flotten Vorbehalten und 
die durch die Dumpingpraktiken des Ostblocks 
ohnehin prekäre Wettbeweilbss^ituation der 
deutschen Handelsflotte und der Flotten der 
westlichen Industrieländer dadurch noch zu- 
sätzlich erschwert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 14. Oktober 

Die im Bereich des Schiffbaus schon bisher praktizierte Liefer- 
bindung gilt auch für die neu beschlossenen Maßnahmen. Die in 
der Frage aufgezeigten Probleme werden von der Bundesregie- 
rung gesehen. Durch die Gestaltung des Lieferprogramms soll 
sichergestellt werden, daß die vom Fragesteller befürchteten 
nachteiligen Folgen für die Lage der Schiffahrt nicht eintreten. 



32 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5878 


51. Abgeordneter 
Sdiedl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung auf Be- 
treiben des Bundesminiisters für wirtsdiaft- 
liche Zuisanimenarbeit eine vom Deutschen 
Bundestag ertelilte VerpfMchtungsermächtigung 
zugunsten des deutschen Beitrags zum neu 
errichteten internationalen Agrarfonids zweck- 
entfremdet und als KapitalhiLfe iiniißbraucht, 
mit der Aufträge für Werften in dem Bundes- 
land finanziert werden sollen, in dem der 
Dunidesmiiniister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit idie Landesliste der SPD anführt, und mit 
welchen Mitteln will — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung die gegenüber dem inter- 
nationalen Agrarfonds eingegangenen Ver- 
pflichtungen erfüllen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 14. Oktober 


Das trifft nicht zu, denn im Haushalt 1976 ist für den Inter- 
nationalen Agrarfonds (IFAD) keine gesonderte Verpflichtungs- 
ermächtigung ausgewiesen. Die Bundesregierung hatte bei der 
Verpflichtungsermächtigung für die bilaterale finanzielle Zusam- 
menarbeit einen Betrag von 140 Millionen DM für den Fall 
reserviert, daß im Jahre 1976 Deckung für den Beitritt zum IFAD 
benötigt wird. Die zur Verfügung stehenden Mittel werden ein- 
gesetzt, um Entwicklimgsländern den Import von in der Bundes- 
republik Deutschland gebauten Schiffen zu erleichtern. 


52. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Hat der Bundesminister der Finanzen seinen 
sachlich und rechtlich gebotenen Einspruch ge- 
gen das Verlangen des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zuisamimenarbeit zurückgezo- 
gen, eine VerpfMchtungsermächtigitng zugun- 
sten des .internationalen Agrarfonds für andere 
Zwecke zu nutzen, und weim ja, aus welchem 
Grunde und wie soll nunmehr der deoitsche 
Beitrag für den internationalen Agrarfonds 
finanziert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 14. Oktober 


Die Finanzplanung ermöglicht es, die finanziellen Verpflichtun- 
gen zu erfüllen, die aus einem Zustandekommen des IFAD re- 
sultieren. 


Bonn, den 11. November 1976 



